
426 Neue Justiz 9/80

che Art von Werkwohnung es sich ggf. handelt, welche 
Vorstellungen der Betrieb für die gerichtliche Entschei­
dung hat, welche betrieblichen Interessen zu berücksich­
tigen sind und ob der Betrieb im Fall einer funktionsge­
bundenen Wohnung die Zustimmung ihrer Übertragung 
an den anderen Ehegatten gibt. Es wäre deshalb erforder­
lich gewesen, bei präziser Fragestellung den VEB L. — er­
forderlichenfalls auch den Rat der Stadt — um Ergänzung 
seiner Stellungnahme zu ersuchen (vgl. OG, Urteil vom
3. Juli 1979 - 3 0FK 25/79 - NJ 1979, Heft 12, S. 560).

Ohne Klärung der für die Regelung der Rechte an der 
Ehewohnung maßgeblichen Umstände hätte die Einigung 
der Prozeßparteien nicht bestätigt werden dürfen.

§§ 171 Abs. 1, 172 Abs. 1 Ziff. 3 und 4, Abs. 2 Ziff. 1 und 2 
ZPO; §§ 13,17 RAGO; § 1 Umsatzsteuergesetz.
1. Zur Berechnung des Gebührenwerts in Ehesachen, wenn 
gemäß § 13 ZPO mit dem Scheidungsverfahren weitere 
Verfahren verbunden sind.
2. Ist nur über einen Teil der geltend gemachten Forde­
rungen Beweis erhoben worden, dann bestimmt sich die 
Beweis- und Nachverhandlungsgebühr des Rechtsanwalts 
nach dem Wert dieser Teilforderung.
3. Ein Rechtsanwalt kann auch für die ihm im Verfahren 
entstandenen Auslagen die Erstattung von Umsatzsteuer 
verlangen.
OG, Urteil vom 17. Juni 1980 - 3 OFK 12/80.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Prozeßparteien geschie­
den und Regelungen zum Erziehungsrecht und zum Un­
terhalt für die Kinder sowie hinsichtlich der Rechte an 
der Ehewohnung und der Teilung des gemeinschaftlichen 
Vermögens vorgenommen. Die Kosten des Verfahrens hat 
es dem Kläger auferlegt. ,

Ausgehend von dem festgesetzten Gebührenwert für 
die Verteilung des gemeinschaftlichen ehelichen Vermö­
gens hat der von der Verklagten beauftragte Rechtsan­
walt die Kostenfestsetzung beantragt. Neben der Prozeß­
gebühr und der Verhandlungsgebühr hat er eine Beweis- 
und Nach verhandlungsgebühr (§§ 13 Ziff. 4, 17 RAGO) 
berechnet und außer für die Gebühren auch für die Aus­
lagen Umsatzsteuer gefordert.

Das Kreisgericht hat dem Antrag entsprochen und die 
zu erstattenden Kosten auf 748,09 M festgesetzt.

Auf die vom Kläger dagegen eingelegte Beschwerde 
hat das Bezirksgericht den Kostenfestsetzungsbeschluß 
des Kreisgerichts abgeändert und die zu erstattenden Ko­
sten auf 501,93 M festgesetzt. Dabei hat es die Beweis- 
und Nachverhandlungsgebühr unberücksichtigt gelassen 
und Umsatzsteuer ohne nähere Begründung nur für die 
Rechtsanwaltsgebühren in Ansatz gebracht. Die Nichtbe­
rücksichtigung der Beweis- und Nachverhandlungsgebühr 
begründete es damit, daß die Beweisaufnahme lediglich 
in der Vorlage eines Versicherungsscheins und der Mit­
teilung der Nummer des Girokontos durch die Verklagte 
bestanden habe. Der Aufwand des Prozeßbevollmächtig­
ten der Verklagten sei geringfügig gewesen und demzu­
folge durch die Zahlung der Prozeß- und Verhandlungs­
gebühr abgegolten.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.
Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht ist unzutreffend davon ausgegangen, 
daß die Beweisaufnahme lediglich in der Vorlage einer 
Urkunde und der Mitteilung der Kontonummer des Giro­
kontos bestanden habe. Es hat übersehen, daß es zur Ver­
teilung des gemeinschaftlichen ehelichen Vermögens er­
forderlich war, im Wege der Beweisaufnahme den Rück­
kaufwert der Lebensversicherung des Klägers sowie die 
Höhe der Sparguthaben der Prozeßparteien festzustellen 
(§ 52 Abs. 1 ZPO). Das Kreisgericht hat deshalb zutreffend 
gemäß § 54 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 53 Abs. 1 Ziff. 6 ZPO 
die Einholung von Auskünften angeordnet. Die schriftlich 
erteilten Auskünfte sind zum Zwecke des Beweises verle­
sen worden (§ 54 Abs. 1 Satz 3 und 4 i. V. m. § 69 ZPO).

Danach wurde den Prozeßparteien Gelegenheit zur ab­
schließenden Stellungnahme gegeben (§ 64 ZPO). Auf die­
sem Wege wurden zuverlässige Feststellungen über Tat­
sachen getroffen, die für die Verteilung des ehelichen 
Vermögens von Bedeutung waren (§§ 52 Abs. 1, 77 Abs. 1 
ZPO).

Bei den hier gegebenen Umständen konnte davon aus­
gegangen werden, daß weder ein Fall des. § 13 Ziff. 4 
RAGO (Vorlegen der in den Händen einer Prozeßpartei 
befindlichen Urkunden) noch ein anderer Fall gegeben 
war, bei dem wegen des geringen Arbeitsaufwands des 
Prozeßbevollmächtigten einer Prozeßpartei dessen Tätig­
keit mit der Verhandlungsgebühr als abgegolten angese­
hen werden konnte (vgl. OG, Urteil vom 23. Dezember 
1975 - lZzF 35/75 - NJ 1976, Heft 10, S. 309). Das Kreis- 
gericht hatte deshalb zu Recht eine Beweis- und Nach­
verhandlungsgebühr in Ansatz gebracht. Das Bezirksge­
richt hätte lediglich zu prüfen gehabt, ob diese Gebühr 
— wovon das Kreisgericht ausgegangen ist — in Höhe der 
Prozeß- und Verhandlungsgebühr entstanden ist. Das war 
erforderlich, weil lediglich über einen Teilwert Beweis 
erhoben und nachverhandelt worden ist. Unter solchen 
Umständen ist die Beweis- und Nachverhandlungsgebühr, 
wenn sie, ausgehend vom Teilwert, nicht den Umfang der 
Prozeß- und Verhandlungsgebühr erreicht, entsprechend 
niedriger.

Die Angemessenheit der Gebühren, um die es dem Be­
zirksgericht bei seiner Entscheidung über die Beschwerde 
des Klägers ging, wird in Ehesachen in folgender Weise 
gewährleistet: Für die von Amts wegen vorzunehmenden 
Entscheidungen des Kreisgerichts über das Erziehungs­
recht und den Unterhalt für die Kinder werden keine Ge­
bühren erhoben (vgl. Fragen und Antworten, NJ 1976, 
Heft 14, S. 433). In Ehesachen werden auch für die Ent­
scheidung über die Ehewohnung keine Gebühren berech­
net (§172 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO). Für die Verteilung des ge­
meinschaftlichen Vermögens wird der Gebührenwert nach 
dem höchsten gestellten Antrag, jedoch nicht nach mehr 
als der Hälfte des Gesamtvermögens berechnet. Bei der 
Feststellung des höchsten Antrags ist zu beachten, daß je­
weils nur berücksichtigt werden darf, was seitens der 
Prozeßpartei zu ihren Gunsten beantragt wurde; was nach 
ihren Vorstellungen der anderen Prozeßpartei zukommen 
soll, bleibt unberücksichtigt.

Bei der Feststellung der Hälfte des gemeinschaftlichen 
Gesamtvermögens ist zu beachten, daß zum Gesamtver­
mögen i. S. des § 172 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO nicht die Vermö­
genswerte gehören, über die nicht zu verhandeln und zu 
entscheiden ist. Es können also die Vermögenswerte nicht 
berücksichtigt werden, über die z. B. bereits eine außer­
gerichtliche Vereinbarung erzielt wurde, selbst wenn sie 
zur angemessenen Verteilung mit zu beachten sind.

Nach § 172 Abs. 3 ZPO sind die gebührenrechtlich zu 
beachtenden Ansprüche vermögensrechtlicher und nicht­
vermögensrechtlicher Art hinsichtlich ihrer Höhe mitein­
ander zu vergleichen. Sind mehrere Ansprüche gegeben, 
sind zuvor einerseits die vermögensrechtlichen und ande­
rerseits die nichtvermögensrechtlichen Ansprüche zusam­
menzurechnen. Für die Berechnung des Gebührenwerts 
ist nur der höhere Anspruch — im Falle der Zusammen­
rechnung mehrerer Ansprüche gleicher Art der auf die­
sem Wege errechnete höhere Anspruch — maßgebend. 
Dabei ist zu beachten, daß auf der vermögensrechtlichen 
Seite der Wert von Gegenständen, die im persönlichen 
Alleineigentum stehen, nur dann zu berücksichtigen ist, 
wenn hierzu ausdrücklich Anträge gestellt werden (z. B. 
auf Feststellung des Alleineigentums oder auf Heraus­
gabe).

Bevor das Bezirksgericht über die Beschwerde des 
Klägers entschied, hätte es -unter den hier gegebenen Um­
ständen zu prüfen gehabt, ob das Kreisgericht bei der 
Kostenfestsetzung die dargelegten Erfordernisse beachtet 
hat.


